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Übereinstimmungen sind farblich markiert und am Rand mit 
Seitenhinweis versehen.

Interessanterweise findet sich das Zwischenergebnis der Dissertation
von Seite 86f nicht im Urteilstext wieder, daher wird dies hier
nachgeholt:

"f) Zwischenergebnis
 
Der Internet-PC ist kein Rundfunkempfangsgerät. Seine Einordnung 
unter diesen Begriff scheitert an den technischen Restriktionen, die mit 
dem Empfang von Livestreams über das Internet verbunden sind. 
Es fehlt am Merkmal der Rundfunkdarbietung. 
Zwar wird – im Gegensatz zu Fernsehsendungen – mit breitbandigen 
Übertragungswegen der Quality of Service bei Radiosendungen im 
Internet erreicht. Wegen der Besonderheiten des Unicast-Verfahrens 
fehlt es aber jedenfalls an einer rundfunktechnischen Verbreitung."
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hinaus weitere Verwendungen zulässt (Hahn/Vesting, Rundfunkrecht, 2. Aufl. 

2008, § 1 RGebStV Rn. 16). 

 

bb) Bei dem Empfang von Hörfunk und Fernsehsendungen mit Hilfe eines in-

ternetfähigen PC handelt es sich um Rundfunk. Nach der gesetzlichen Definiti-

on in § 2 Abs. 1 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrags - RStV - in der hier noch 

anwendbaren Fassung des Neunten Rundfunkänderungsstaatsvertrags war 

Rundfunk die für die Allgemeinheit bestimmte Veranstaltung und Verbreitung 

von Darbietungen aller Art in Wort, in Ton und in B ild unter Benutzung elektro-

magnetischer Schwingungen ohne Verbindungsleitung oder längs oder mittels 

eines Leiters. Mit „Veranstaltung“ ist die planmäßige und periodische Pro-

grammgestaltung durch einen Rundfunkveranstalter gemeint. Unter dieses Be-

griffsverständnis fallen jedenfalls diejenigen Angebote, die von öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten oder privaten Rundfunkanbietern vermittels des 

Internets neben anderen Übertragungswegen - wie z.B. terrestrisch, über Kabel 

oder Satellit - medienübergreifend und flächendeckend verbreitet werden. Der 

Übertragungsweg ändert an der Veranstaltereigenschaft oder dem Begriff der 

Veranstaltung nichts. Die Eigenschaft als Rundfunk geht auch nicht dadurch 

verloren, dass während einer Sendung technisch betrachtet die Audio- bzw. 

Videodateien fortlaufend heruntergeladen werden. Am lediglich passiven Emp-

fang des ansonsten fremd gestalteten Programmablaufs durch den Inhaber des 

internetfähigen PC ändert sich dadurch nichts.  

 

cc) Mit dem Merkmal „nicht zeitversetzt“ sollen Empfangsgeräte aus der Gebüh-

renpflicht herausgenommen werden, die Rundfunk nicht unmittelbar empfangen 

können. Hierzu zählen z.B. Videoabspielgeräte oder Kassettenrekorder. Solche 

Geräte können nur Aufzeichnungen wiedergeben. Eine 

vgl. Seite 70
Absatz 4

sofortige zeitgleiche 

Wiedergabe erfolgt beim Livestream über einen Internet-PC nicht, denn die Da-

ten müssen aus Kapazitätsgründen zwischengespeichert werden. Im Gegen-

vgl. Seite 71
Absatz 2

satz zum Rundfunk, bei dem alle Rundfunkteilnehmer alle Programme gleich-

zeitig empfangen können, wird beim Internet jedes Datenpaket nacheinander 

individuell an den betreffenden Empfänger gesendet. Zudem werden die Inhalte 

aus den Paketen mindestens so lange in einem Puffer gehalten, bis sich eine 

Ansammlung von Daten dekodieren lässt. Zur Vermeidung von stockender 
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Wiedergabe bei schwankender Datenrate oder Leitungsauslastung wird außer-

dem so gut wie immer noch deutlich mehr gepuffert (mehrere Sekunden). Diese 

technisch bedingte Verzögerung zwischen Sendung und Empfang führt aller-

dings nicht zu einer zeitversetzten Übertragung i.S.v. § 1 Abs. 1 RGebStV. 

Auch die klassischen Übertragungswege variieren in der für die Übertragung 

nötigen Zeit. Deswegen führt die im Vergleich zum Kabel langsamere Satelli-

tenübertragung nicht dazu, dass der Empfang zeitversetzt erfolgt. Es kommt 

nicht darauf an, wie lange die Daten vom Sender zum Empfänger benötigen. 

Als „Zeitversatz“ gelten damit nicht die unterschiedlichen Systemlaufzeiten der 

jeweiligen Übertragungssysteme. Entscheidend ist, ob die für den Rundfunk 

typische Kommunikation (Sender, Medium, Empfänger) vorliegt. Dies ist beim 

Internet-PC der Fall (Nachw. bei Lips, Das Internet

vgl Seite 71
Absatz 3

 als „Rundfunkübertra-

gungsweg“. Neue Rundfunkempfangsgeräte und Nutzung durch den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk?, S. 71; im Ergebnis ebenso Fiebig, Gerätebezogene 

Rundfunkgebührenpflicht und Medienkonvergenz, Diss. jur. Rostock 2008, 

S. 319 bis 321). 

 

dd) Der Gesetzesbegriff „Rundfunkempfangsgerät“ ist auch nicht infolge der 

Gesetzgebungsgeschichte des Rundfunkgebührenstaatsvertrags unbestimmt 

geworden, und zwar weder durch Veränderung seines Bedeutungszusammen-

hangs, noch durch Einführung des Begriffs „neuartige Rundfunkempfangsgerä-

te“. Vielmehr hat der Gesetzgeber den Begriff „Rundfunkempfangsgerät“ wegen 

seiner für neue Entwicklungen offenen Definition auch dann noch in der über-

kommenen Weise verstanden und verwandt, als er den Empfang von Rundfunk 

mittels PC als regelungsbedürftiges Problem erkannt hatte, wie für den Norm-

adressaten aus den insoweit getroffenen Regelungen ohne Weiteres ablesbar 

ist. 

 

Erstmals wurde mit dem Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 16. Juli 

bis 31. August 1999 eine Regelung in den Rundfunkgebührenstaatsvertrag über 

„Rundfunkwiedergabe aus dem Internet“ aufgenommen, nämlich § 5a RGebStV 

(GVBl RP 2000 S. 105, 131). Sie bestimmte, dass bis zum 31. Dezember 2003 

für Rechner, die Rundfunkprogramme ausschließlich über Angebote aus dem 

Internet wiedergeben können, Gebühren nicht zu entrichten sind. Zweifel am 
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gramme über konvergente Plattformen ohne Rundfunkempfangsteil empfangen 

und wiedergeben können (Göhmann/Naujock/Siekmann, a.a.O. Rn. 53). 

 

Systematisch betrachtet schränkt § 5 Abs. 3 RGebStV also § 1 Abs. 1 RGebStV 

nicht ein. Der umfassende Gerätebegriff dort bleibt weiterhin Anknüpfungspunkt 

für die Rundfunkgebührenpflicht. § 5 Abs. 3 RGebStV regelt vielmehr eine Aus-

nahme zu dem Grundsatz in § 2 Abs. 2 RGebStV, wonac h grundsätzlich jeder 

Rundfunkteilnehmer für jedes von ihm zum Empfang bereitgehaltene Rund-

funkempfangsgerät eine Grundgebühr und für das Bereithalten jedes Fernseh-

gerätes jeweils zusätzlich eine Fernsehgebühr zu entrichten hat.  

 

b) Weitere Voraussetzung für die Rundfunkgebührenpflichtigkeit ist gem. § 2 

Abs. 2 Satz 1 RGebStV, dass das streitbefangene Gerät zum Empfang bereit-

gehalten wird. Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 RGebStV wird ein Rundfunkempfangsge-

rät zum Empfang bereitgehalten, wenn damit ohne besonderen zusätzlichen 

technischen Aufwand (aa)) Rundfunkdarbietungen, unabhängig von Art, Um-

fang und Anzahl der empfangbaren Programme, unverschlüsselt oder ver-

schlüsselt, empfangen werden können (bb)). Diese Voraussetzungen erfüllt, 

wer einen internetfähigen PC besitzt. Es liegen im Übrigen nicht die Vorausset-

zungen dafür vor, die Anwendung von § 2 Abs. 2 Satz  1 RGebStV durch eine 

teleologische Reduktion für internetfähige PC zu beschränken (cc)). 

 

aa) Der Tatbestand des Bereithaltens zum Empfang eines Rundfunkempfangs-

gerätes knüpft nicht an die tatsächliche Verwendung des Gerätes durch den 

Nutzer an, sondern stellt lediglich auf die Eignung des Gerätes zum Empfang 

von Rundfunkdarbietungen ab. Einziges Kriterium zur Eingrenzung der Geeig-

netheit stellt hiernach dar, dass mit dem Gerät ohne besonderen technischen 

Aufwand Rundfunkdarbietungen empfangen werden können (Naujock, in: 

Hahn/Vesting, RGebStV, § 1 Rn. 38). Das Tatbestands merkmal ist weit zu ver-

stehen. Der Hintergrund der weiten Auslegung dieses Tatbestandsmerkmals 

liegt in der Gestaltung des Gebühreneinzugs als Massenverfahren. Durch die 

„Pauschalierungen“ sollen Beweisschwierigkeiten vermieden werden, das Ge-

bühreneinzugsverfahren mithin so einfach wie möglich gestaltet werden (Be-

schluss vom 6. Februar 1996 - BVerwG 6 B 72. 95 - NJW 1996, 1163, 1164). 

vgl. Seite 85
Absatz 4
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vgl. Seite 85
Absatz 4
und  Seite 86
Absatz 1

 
 

Damit spielt beim Internet-PC ein etwaiger wirtschaftlicher Aufwand keine Rolle, 

der etwa darin begründet ist, dass die Qualität des Empfangs durch Breitband-

zugänge hergestellt werden muss. Gleiches gilt für die nötige Hard- und Soft-

ware zum Betrieb des Rechners selbst. Schließlich sind auch die Kosten für 

den Zugang zum Netz in der Weise als wirtschaftlich vertretbar anzusehen, 

dass sie kein eigenständiges Zugangshindernis bei der Empfangsbereitschaft 

des internetfähigen PC sind (Lips, Das Internet als „Rundfunkübertragungs-

weg“. Neue Rundfunkempfangsgeräte und Nutzung durch den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk?, S. 85 ff.).  

 

bb) Für das Bereithalten der Geräte kommt es schon nach dem Wortlaut der 

Vorschrift auf Art, Umfang oder Anzahl der empfangb aren Programme nicht an. 

Ist daher z.B. aufgrund schwacher Versorgung eines Gebietes nur einge-

schränkter Fernsehempfang möglich, so ändert das an der Tatsache des Be-

reithaltens nichts (Naujock, in: Hahn/Vesting, RGebStV, § 1 Rn. 40). Ein we-

sentlicher Nachteil bei der Nutzung des Internets als „Rundfunkübertragungs-

weg“ liegt darin, dass pro Internetanschluss im jeweiligen Zeitpunkt nur ein 

„Programm“ empfangen werden kann. Das ist beim herkömmlichen Empfangs-

gerät und beim herkömmlichen Übertragungsweg (Kabel, Terrestrik, Satellit) 

anders. Dort können mehrere Empfangsgeräte gleichzeitig zum Einsatz kom-

men. Diese Einschränkung des internetfähigen PC ist nach geltendem Recht 

allerdings unerheblich. Bereits nach dem Wortlaut von § 1 Abs. 2 Satz 2 

RGebStV kommt es für das Bereithalten des Rundfunkempfangsgerätes nicht 

auf Art, Umfang oder Anzahl der empfangbaren Programme an. Der internetfä-

hige PC, welcher - wenn auch im zeitlichen Nacheinander - den Empfang einer 

Vielzahl von Rundfunkprogrammen erlaubt, erweist sich sogar als leistungsfä-

higer als solche herkömmlichen Rundfunkempfangsgeräte, die in Gebieten auf-

gestellt sind, in denen nur ein Programm empfangen werden kann.  

vgl. Seite 86
Absatz 2

vgl. Seite 86
Absatz 2

 

cc) Das Zusammenspiel von § 2 Abs. 2 Satz 1, § 1 Abs. 1 Satz 1 und § 5 Abs. 3 

RGebStV führt dazu, dass sog. neuartige Rundfunkempfangsgeräte gebühren-

pflichtig sind. Daher sind Personen, die ihren PC - mit modernem technischen 

Standard - zu üblichen Arbeitszwecken angeschafft haben und nutzen, durch 

die - nachträgliche - Verbreitung von Rundfunkprogrammen über Livestream mit 
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